[image: image1.png]ZUKUNFTSProgramm
Fischerel

Investition in Thre Zukunft



[image: image2.wmf]Landesamt für Landwirtschaft,
 

Umwelt und ländliche Räume
EUROPÄISCHER

des Landes Schleswig-Holstein 


FISCHEREIFONDS

[image: image3.png]


Antrag auf Gewährung eines Zuschusses

im Rahmen des Operationellen Programms EFF 2007-2013
 Förderung von Maßnahmen zur nachhaltigen Entwicklung der Fischwirtschaftsgebiete
-Maßnahmen nach Art. 44 EFFVO- 
WICHTIGE HINWEISE

Der Antrag ist in einfacher Ausfertigung beim Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein, Dezernat 30, Hamburger Chaussee 25, 24220 Flintbek einzureichen.

Anträge, die nicht formgerecht oder unvollständig vorgelegt werden, gelten bis zum Zeitpunkt der Behebung der Mängel als nicht gestellt.

1 Bezeichnung des Vorhabens

1.1 Kurztitel des Vorhabens

..........


1.2 Ort der Investition (Adresse)/ Zuordnung zum Fischwirtschaftsgebiet
..........


2 Allgemeine Angaben zum Antragsteller

2.1 Name/Firma

..........

..........

..........


2.2 Anschrift/Ansprechpartner
..........


Telefon ..........


Telefax/E-Mail ..........


2.3 Bankverbindung (Kreditinstitut, BLZ, Kto.‑Nr.)

Kreditinstitut: ..........


Kto-Nr.: ..........

BLZ: ..........


Kontoinhaber: ..........


2.4 Rechtsform

..........


2.5 Gesellschaftsrechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse (entfällt bei Kommunen):

Eine Gewerbeanmeldung mit Datum vom ..........


am Standort: ..........


 FORMCHECKBOX 
 liegt vor
 FORMCHECKBOX 
 wird nachgereicht.

Der Antragsteller ist beim Amtsgericht ..........


unter der Nr. ..........
im Handelsregister eingetragen.

Gegenstand des Unternehmens: ..........


Grund- oder Stammkapital: ..........


Geschäftsführer: ..........


..........


Hauptgesellschafter/-kapitaleigner:

	Name, Vorname, Wohnsitz 
(bei Unternehmen: Firma, Sitz)
	Höhe der 
Beteiligung
(v.H.)
	Jahresumsatz
in TEUR*
	Bilanzsumme
in TEUR*
	Anzahl
Beschäftigte*

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     


*bei Unternehmen

Liegt ein Beherrschungsvertrag vor?
 FORMCHECKBOX 
 ja, mit: ..........


 FORMCHECKBOX 
 nein

Gibt es weitere Betriebsstätten?

 FORMCHECKBOX 
 nein

 FORMCHECKBOX 
 ja
(Bei ja bitte auf gesondertem Blatt erläutern.)

2.6 Zuständiges Finanzamt (Anschrift und Steuernummer)

..........

..........


3 Investitionen und Finanzierungsplan des Vorhabens

3.1 Ausgaben

	Posten
	Gliederung der vorhabensbezogenen Kosten

	Betrag in 

EURO

	a)
	
	     

	b)
	
	     

	c)
	
	     

	d)
	
	     

	e)
	
	     

	f)
	
	     

	g)
	
	     

	h)
	
	     

	
	Insgesamt:
	     

	i)
	Unvorhergesehenes, max. 5 % von a) bis h)
	     

	
	
	     

	
	Gesamtausgaben 
	     


3.2 Finanzierungsplan

	
	Art der Mittel
	Betrag in
EURO

	1.
	bare Eigenmittel
	     

	2.
	Darlehen
     
	     

	3.
	Andere Finanzierungsmittel
      
	     

	4.
	Beantragter EU-Zuschuss (EFF)
	     

	5.
	nationale Mittel (im Regelfall kommunale Mittel)
	     

	
	Summe: 
	     


Weitere öffentliche Zuwendungen, Drittmittel oder Einnahmen
 FORMCHECKBOX 
 Für dieses Projekt wurden keine weiteren Zuwendungen von öffentlichen Stellen oder Dritten beantragt noch ist dies beabsichtigt.


 FORMCHECKBOX 
 Bei folgenden Zuwendungsgebern wurde/wird ebenfalls ein Zuwendungsantrag gestellt: 
(Name, Anschrift, Art und Höhe der beantragten Mittel angeben)


..........


..........



 FORMCHECKBOX 
 Bei dem Vorhaben handelt es sich nicht um eine Einnahmen schaffende Investition.

 FORMCHECKBOX 
 Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Einnahmen schaffende Investition.

Bei Einnahmen schaffenden Investitionen ist eine Aufschlüsselung in einer Anlage mit folgenden Angaben erforderlich:

Betrachtungszeitraum in Jahren (Es ist die voraussichtliche Nutzungsdauer/Abschreibungsdauer zu Grunde zu legen)


Laufende Einnahmen im Betrachtungszeitraum aufgeschlüsselt nach Jahren (Alle laufenden Einnahmen sowie einmalige Verkaufserlöse, die mit der Gesamtinvestition zusammenhängen, jedoch ohne Finanzierungsbeiträge zur Investition, die im Finanzplan erscheinen.)

Laufende Ausgaben im Betrachtungszeitraum aufgeschlüsselt nach Jahren (Alle laufenden Ausgaben, die mit der Gesamtinvestition zusammenhängen, jedoch ohne die Investitionsausgaben selbst und ohne kalk. Kosten wie Abschreibungen und Finanzierungskosten)

Erläuterung der Annahmen, auf denen die Kalkulation basiert.

3.3 Die unter 3.1 genannten Ausgaben verteilen sich voraussichtlich:

	Jahr
	Ausgaben

	20     
	     

	20     
	     

	20     
	     

	20     
	     


3.4 Angaben zum Vergabeverfahren


Bei der Vergabe von Aufträgen sind die Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB), die Verdingungsordnung für Leistungen (VOL) oder die Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen (VOF) anzuwenden (siehe auch Ziff. 3 der ANBest-K).
In der Regel sind also Aufträge nur nach öffentlicher Ausschreibung bzw. beschränkter Ausschreibung zu vergeben. Freie Vergabe ist nur zulässig, wenn Gründe gem. VOB, VOL  oder VOF vorliegen und entsprechend dokumentiert werden. Auch bei freihändiger Vergabe ist ein Nachweis über den Marktüberblick und die Dokumentation von Preisanfragen (Nachweis der sparsamen und wirtschaftlichen Mittelverwendung) erforderlich.
Die Vergabe von Aufträgen erfolgt 
 FORMCHECKBOX 
 a) nach öffentlicher Ausschreibung.
 FORMCHECKBOX 
 b) nach beschränkter Ausschreibung.
 FORMCHECKBOX 
 c) freihändig.

Begründung (nur bei b) und c) notwendig):

     
     
     
3.5 Vorgesehene Daten für Beginn und Ende der Arbeiten (Monat und Jahr):

Beginn: 
....................................
Ende: 
....................................
4 Textliche Darstellung 
Die Aussagen zu einzelnen Punkten sind in Anlagen darzustellen.
4.1 Darstellung des Vorhabens: 
Beschreibung der Maßnahme mit Bezug zu Art. 44 Abs. 1 VO(EG) 1198/2006 mit Zuordnung zu den Fördertatbeständen 

4.2 Ziele des Vorhabens einschließlich einer Begründung für die Notwendigkeit auch unter betriebswirtschaftlichen Erwägungen, Vorteile für das Land/die EU darstellen, vorgesehene Arbeiten, Kapazitäten, technische Funktion, ausführliche Kostenkalkulation
4.3 Finanzielle und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen (Folgekosten):
- Unterhaltungskosten für Gebäude und andere bauliche Anlagen
- Unterhaltungskosten für technische Anlagen
- Betriebskosten (Aussagen über Tragbarkeit der Folgekosten, ggf. Unterdeckung)

4.4 Wie wird die kollektive Nutzung für die Dauer der Zweckbindungsfrist sichergestellt? (nur bei Antrag auf öffentliche Beteiligung > 40%)

5 Hinweise

5.1 Im Fall der Förderung Ihres Vorhabens haben Sie zur Auszahlung der Zuwendungen Originalrechnungsbelege und Zahlungsnachweise vorzulegen. Die Belege müssen alle im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten. Dazu gehört bei Rechnungen auch das Auftrags- und Liefer- bzw. Einbaudatum.
Belege, die diesen Anforderungen nicht genügen, werden grundsätzlich von der Förderung ausgeschlossen.

5.2 Personalausgaben müssen begründet und angemessen sein. Sie müssen durch Arbeitsverträge, Stundennachweise und entsprechende Zahlungsnachweise nachgewiesen werden. Es sind lediglich im Rahmen des Projektes tatsächlich entstandene Ausgaben (Gehalt/Lohn + Arbeitgebersozialversicherungsbeiträge) förderfähig.
Es werden maximal Ausgaben bis zur Höhe eines vergleichbaren Beschäftigten nach BAT oder MTArb. bzw. TV-L als förderfähig anerkannt.
5.3 Gemeinkosten können nur dann als zuwendungsfähig anerkannt werden, sofern 

· sie auf tatsächlichen Kosten beruhen,

· sie sich auf die Durchführung des kofinanzierten Projektes beziehen,

· sie nach einer ordnungsgemäß begründeten, gerechten, angemessenen Methode anteilig zugerechnet werden.

Die Gemeinkosten dürfen keine Kosten enthalten, die von der Kofinanzierung grundsätzlich ausgeschlossen sind (z.B. Finanzierungskosten, Unterbringungskosten). Gemeinkosten müssen durch nachvollziehbare Umlageschlüssel (Kostenteilungsschlüssel) berechnet werden, aus dem die Aufteilung der einzelnen Kostenpositionen des geförderten Projektes ersichtlich wird. Der Umlageschlüssel ist zu begründen. Da Gemeinkosten in der Regel nicht durch quittierte Rechnungen belegt werden können, sind sie durch geeignete gleichwertige Buchungsbelege nachzuweisen.
5.4 Bei Änderungen Ihres in diesem Antrag beschriebenen Vorhabens (z.B. bei den Investitionen oder den geplanten Ausgaben) haben Sie unverzüglich einen schriftlichen Änderungsantrag zu stellen.

6 Folgende Unterlagen sind dem Antrag beizufügen
(nicht zutreffendes streichen)

· textliche Darstellung gemäß Nr. 4 dieses Antragsformulars

· tabellarische Aufstellung mit jeweils 3 Kostenangeboten für alle geplanten Investitionen/Gewerke
· für bauliche Maßnahmen: Investitionskostenberechnungen eines Architekturbüros, aufgegliedert nach Kostengruppen gemäß der DIN 276, Bauzeichnungen sowie eine Flurkarte und ein Lageplan mit Einzeichnung der zur Bebauung und Befestigung vorgesehenen Flächen.

· beglaubigter Gesellschaftervertrag/Satzung

· Gewerbeanmeldung/Handels- oder Genossenschaftsregisterauszug

· Steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes

· Eigentumsnachweis (Grundbuchauszug) bzw. Nachweis der Pachtverhältnisse mindestens für die Laufzeit des Projektes

· Bilanzen mit Gewinn‑ und Verlustrechnungen der letzten 3 Jahre

· Darlehensbestätigungen

· Nachweis der Eigenmittel (aktuelle Bankbestätigung)

· Bericht über den Stand der Genehmigungen, die im Zusammenhang mit dem Vorhaben stehen und Vorlage der Genehmigungen, soweit bereits möglich (z.B. Wasserrechtliche Erlaubnis, Baugenehmigung, …)

7 ERKLÄRUNGEN DES ANTRAGSTELLERS
(Wichtig! Bitte genau durchlesen und ausfüllen)

a) Die Berechtigung zum Vorsteuerabzug - allgemein oder für das beantragte Vorhaben - nach § 15 UStG liegt vor:

 FORMCHECKBOX 
 JA
 FORMCHECKBOX 
 NEIN

b) Der/die Antragsteller/in erklärt, dass mit dem Vorhaben 

 FORMCHECKBOX 
 am .........
begonnen wurde, 
eine Genehmigung zum vorzeitigen Beginn lag vor/lag nicht vor. 

 FORMCHECKBOX 
 noch nicht begonnen wurde und auch vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides nicht begonnen wird, es sei denn, es liegt eine Genehmigung zum vorzeitigen Maßnahmebeginn von der Bewilligungsbehörde vor.

Als Vorhabensbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten.

c) Grundlagen sind neben den Antragsunterlagen:


· die Verordnung (EG) Nr. 1198/2006 des Rates vom 27. Juli 2006 über den Europäischen Fischereifonds (ABl. EG Nr. L 223/1 ff. vom 15.08.2006, kurz EFF-VO),

· die Verordnung (EG) Nr. 498/2007 der Kommission vom 26. März 2007 mit den Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1198/2006 des Rates über den Europäischen Fischereifonds (ABl. EG Nr. L 120/1 ff. vom 10.05.2007, kurz EFF-DVO),
· das EFF-Vademekum (Auslegungshinweise) vom 26.03.2007,

· das Operationelle Programm Europäischer Fischereifonds (EFF) Förderperiode 2007-2013 (CCl-Nr. 2007/DE 14 FPO 001) Bundesrepublik Deutschland (Fassung vom 07.12.2007),
· die Auswahlkriterien für aus Mitteln des Europäischen Fischereifonds kofinanzierte Vorhaben gem. Art. 65 Buchst. a) der VO (EG) Nr. 1198/2007, beschlossen vom EFF-Begleitausschuss am 20.05.2008,

· die Leitlinien für die Festsetzung der Finanzkorrekturen, die bei Verstößen gegen die Vorschriften für die öffentliche Auftragsvergabe auf durch die Strukturfonds, den Kohäsionsfonds und den Europäischen Fischereifonds kofinanzierte Ausgaben anzuwenden sind, vom 1. April 2008 (EFFC/24/2008-DE-final),
· das Gesetz zur Veröffentlichung von Informationen über die Empfänger von Mitteln aus dem Europäischen Fonds für Landwirtschaft und Fischerei (Agrar- und Fischereifonds-Informations-Gesetz – AFIG - ), 
· das Schleswig - Holsteinische Landesverwaltungsgesetz in der derzeit gültigen Fassung, insbesondere die §§ 116, 117 und 117 a,

· die Landeshaushaltsordnung, insbesondere § 44 LHO nebst Verwaltungsvorschriften,

· die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) in der Fassung vom 11.11.2003 und 

· die Richtlinien für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Hafeninfrastrukturmaßnahmen, von Maßnahmen zur Markterschließung, von Pilotprojekten, von kollektiven Aktionen, von Maßnahmen zum Schutz und zur Entwicklung der Wasserfauna und -flora und von Maßnahmen zur nachhaltigen Entwicklung von Fischwirtschaftsgebieten in Schleswig-Holstein, Bekanntmachung des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume vom 14. Dezember 2009 - V 205/7170.10.2.4.1 – (Amtsbl. Schl.-H. 2010 S. 33).

d) Der/die Antragsteller/in erklärt, dass die in diesem Antrag (einschl. Anlagen) gemachten Angaben vollständig und richtig sind und mit den beantragten Zuwendungen keine Doppelförderung vorliegt.


e) Der/die Antragsteller/in erklärt, dass kein gewerberechtliches Untersagungsverfahren nach § 35 Gewerbeordnung gegen ihn anhängig ist oder eine Gewerbeuntersagung erfolgt ist.


f) Der/die Antragsteller/in erklärt, dass gegenwärtig keine Zwangsvollstreckungsmaßnahmen gegen das Unternehmen betrieben werden und solche Maßnahmen nach Kenntnisnahme seitens des/der Antragstellers/-in umgehend der Bewilligungsbehörde angezeigt werden. 

g) Der/die Antragsteller/in erklärt, dass das Unternehmen gegenwärtig nicht Gegenstand eines Insolvenzverfahrens ist und die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens seitens des/der Antragstellers/-in umgehend der Bewilligungsbehörde angezeigt wird. 
h) Mir / Uns ist bekannt, dass der Begünstigte nach § 1 des Subventionsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein (Subventionsgesetz) vom 11. November 1977 (GVOBl. Schl.-H. S. 489) in Verbindung mit § 3 des Bundes-Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2037) verpflichtet ist, unverzüglich alle Tatsachen mitzuteilen, die für die für die Bewilligung, (Weiter-)Gewährung, Inanspruchnahme, Rückforderung oder das Belassen einer Subvention erheblich sind. 

Hiermit erkenne(n) ich / wir an, dass insbesondere folgende Angaben meines / unseres Antrages subventionserheblich sind:
1.  Antragsteller / Adresse 

2.  Geschäftssitz / Rechtsform

3.  gesellschaftsrechtliche Verhältnisse / Beteiligungsverhältnis

4.  Berufsausbildung / Patente

5.  Wirtschaftlichkeitsberechnungen

6.  Erklärung zum Beginn des Vorhabens

7.  Angaben zum Vergabeverfahren

8.  Finanzierung des Vorhabens

9.  Verschuldung / Belastung des Betriebes

10.  Bilanzen

11.  Änderung der zweckgebundenen Nutzung von geförderten Gegenständen.

Falsche, unvollständige oder unterlassene Angaben hierzu können einen Subventionsbetrug im strafrechtlichen Sinne (§ 264 StGB) begründen.

i) Der/die Antragsteller/in erklärt sich bereit, der Bewilligungsbehörde ggf. erforderliche weitere Unterlagen auf deren Anforderung vorzulegen.

j) Der/die Antragsteller/in ist damit einverstanden, dass alle in diesem Antrag enthaltenen persönlichen und sachlichen Daten ebenso wie die Entscheidung über diesen Antrag einschließlich der Entscheidungsgründe vom Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein, Außenstelle Kiel, (LLUR) als Bewilligungsbehörde an den Schleswig-Holsteinischen Landtag, die EU-Kommission, alle an der Finanzierung beteiligte Stellen sowie an der Bewertung des Förderprogramms beteiligte wissenschaftliche Einrichtungen weitergegeben, auf Datenträgern gespeichert und für Zwecke der Statistik und der Erfolgskontrolle über die Wirksamkeit des Förderprogramms ausgewertet und Auswertungsergebnisse veröffentlicht werden dürfen. Der/die Antragsteller/in ist ebenfalls damit einverstanden, dass gemäß der Mitteilungsverordnung vom 07.09.1993 (BGBl. I S. 1554), zuletzt geändert am 26.05.1999 (BGBl. I S. 1077), das LLUR eine Durchschrift etwaiger Zuwendungsbescheide an das zuständige Finanzamt übersendet.
Die Weitergabe von Daten ist keine Verletzung schutzwürdiger Interessen im Sinne des Artikels 23 der Landesverfassung.

k) Das für die neue Förderperiode geltende EU-Recht verpflichtet die Mitgliedstaaten, im Interesse einer verbesserten Transparenz über alle gewährten Zuwendungen mindestens einmal jährlich ein Verzeichnis zu veröffentlichen, das Auskunft gibt über die einzelnen Begünstigten, die geförderten Vorhaben bzw. die Maßnahmen, aus denen die Zuwendungen gewährt wurden, sowie die Höhe der jeweils bereitgestellten öffentlichen Mittel. Hierzu verweise ich auf die in der Anlage beigefügte Information über die Veröffentlichung von Angaben über die Empfänger von Mitteln aus dem EFF und die von Ihnen abzugebende Einverständniserklärung zur Veröffentlichung Ihrer Daten.
l) Der/Die Antragsteller/in ist damit einverstanden, dass das Land Schleswig-Holstein bei positiv erfolgter 

· Beschlussfassung über Förderung oder

· Bewilligung oder

· Durchführung/Abschluss des Vorhabens

über das Vorhaben bei Bedarf im Rahmen von Veröffentlichungen oder Presseerklärungen die Öffentlichkeit  informiert.

 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein
Ort /Datum Firmenstempel und rechtsverbindliche Unterschrift(en)

Anlage

Information der Empfänger von Mitteln aus dem Europäischen Fischereifonds

Personenbezogene Angaben über die Empfänger von Mitteln aus dem Europäischen Fischereifonds (EFF), die Bezeichnung der Vorhaben und die Beträge der öffentlichen Mittel, die den Vorhaben zugewiesen wurden, werden im Internet veröffentlicht. Folgende Informationen werden ausgewiesen:

a)
Name des Begünstigten,

b)
Bezeichnung des Vorhabens, 
c)
Kennnummer des Vorhabens,

d)
der Betrag der für das Vorhaben bereitgestellten öffentlichen Mittel, getrennt nach nationalen und EFF Mitteln.
Die Veröffentlichung erfolgt auf Grund der Verpflichtungen der Mitgliedstaaten nach Art. 51 der Verordnung (EG) Nr. 1198/2006 des Rates vom 27. Juli 2006 über den Europäischen Fischereifonds (ABl. L 223 vom 15.08.2006, S. 1) und der Art. 30 und 31 der Verordnung (EG) Nr. 498/2007 der Kommission vom 26. März 2007 (ABl. L 120 vom 10.05.2007, S.1) sowie des Agrar- und Fischereifonds-Informationen-Gesetzes vom 26. November 2008 (BGBl I. 2008, S. 2330). 

Die Informationen werden auf einer besonderen – vom Bund und den Ländern gemeinsam betriebenen - Internetseite der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) unter der Internetadresse www.agrar-fischerei-zahlungen.de von den für die Zahlungen zuständigen Stellen des Bundes und der Länder veröffentlicht.

Die Europäische Kommission richtet unter ihrer zentralen Internetadresse eine Website http://ec.europa.eu/grants/search/beneficiaries_de.htm ein, die auf die Veröffentlichungs-Internetseiten aller Mitgliedstaaten hinweist.

Mit der Veröffentlichung der Informationen von Empfängern von Mitteln aus dem europäischen Fischereifonds verfolgt die Europäische Union das Ziel, die Transparenz der Verwendung von Gemeinschaftsmitteln zu verbessern.
� EMBED MSPhotoEd.3  ���








� Alle Ausgabenpositionen sind in der textlichen Darstellung (gemäß Nr. 4 des Antragformulars) ausführlich zu erläutern, soweit möglich sind Kostenvoranschläge als Anlage beizufügen.


� Darlehensbestätigungen mit Angabe der Darlehensbedingungen beifügen.


� Art der Mittel erläutern.
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